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Betreff: Legistik und Recht; Verbindungsdienst - Parlament und Ministerrat; Parlament
Allgemein
Stellungnahme zur parlamentarischen Burgerinitiative 112/BI betreffend "Keine
Reduzierung bei Polizeiinspektionen & Kein Stellenabbau von Polizeibeamten im
Bezirk Ganserndorf!"

Sehr geehrte Damen und Herren!

Seitens des Bundesministeriums fur Inneres ergeht zur Burgerinitiative 112/Bl folgende

Stellungnahme:

Die primaren Ziele der Ressortleitung sind auf den bestmdglichen Schutz der Bevdlkerung,
sowie auf die Steigerung des subjektiven Sicherheitsgeflhls ausgerichtet. Dieses Bestreben
fordert eine standige Bedarfsanpassung, Neuorientierung und auch Neuausrichtung der
Organisation.

Es wird fortwdhrend an neuen organisatorischen AusgleichsmalRnahmen gearbeitet, um
auch in Zeiten erhdhter Exekutivbelastung, die polizeiliche Pradsenz und Grundversorgung zu

jedem Zeitpunkt bestmadglich sicherzustellen.

Die Migrationsbewegung stellt die Osterreichische Bundespolizei und damit auch die
Landespolizeidirektion Niederdsterreich weiterhin - insbesondere im grenz-, fremden- und
asylrechtlichen Bereich - vor grolte Herausforderungen, sodass nicht zuletzt aufgrund dieser
Entwicklungen eine Neuausrichtung der Organisationsstrukturen mit dem Ziel und Zweck der
Starkung und Professionalisierung dieses Bereiches durch operative Aufgabenkonzentration

erforderlich ist.

Im Zuge dieser Neuausrichtung sind sowohl die polizeilichen fremden- und asylrechtlichen

Erstmallnahmen als auch die dazu erforderlichen Fahndungsmallnahmen zu betrachten.
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Dabei gilt es, die derzeitigen Strukturen zu hinterfragen und an die zukunftigen

Herausforderungen anzupassen.

Ziel dieser Neustrukturierung ist lediglich, die bestehenden Strukturen, im Sinne der
Sicherheit der Bevdlkerung, effizienter nutzen zu kénnen. Dabei kann durch eine zentrale
Steuerung gewisser polizeilicher Einheiten ein enormer Mehrwert fir das polizeiliche
Einschreiten erzielt werden. Mit den geplanten strukturellen Malinahmen sind jedoch keine

Dienststellenschlielungen intendiert.

Es kann versichert werden, dass seitens des Bundesministeriums fir Inneres die Angste und
Sorgen der Bevolkerung sehr ernst genommen werden und alles getan wird, um ein
friedliches und respektvolles Miteinander sicherzustellen und das subjektive
Sicherheitsgeflihl unserer Blrgerinnen und Blrger zu starken.

Dazu gehdrt unter anderem selbstverstandlich die Gewahrleistung der polizeilichen

Grundversorgung, welche aulRer Frage steht.

Fir den Bundesminister:

Mag. Christine Schleifer-Tippl

elektronisch gefertigt

-2

www.parlament.gv.at



Datum/Zeit 2017-04-20T08:34:49+02:00

CN=a-sign-corporate-1light-02,0U=a-sign-corporate-light-02,0=A-Trust

Aussteller-Zertifikat Ges. f. Sicherheitssysteme im elektr. Datenverkehr GmbH,C=AT

Serien-Nr. 1710479

Informationen zur Priifung des elektronischen Siegels bzw. der elektronischen
Signatur finden Sie unter:

von 3

Prafinformation https://www.signaturpruefung.gv.at. Eine Verifizierung des Ausdruckes kann bei der
ausstellenden Behdrde/Dienststelle erfolgen.
Hinweis Dieses Dokument wurde amtssigniert.

www.parlament.gv.at



		2017-04-20T08:34:49+0200
	BMI-TRUSTCENTER
	Informationen zur Prüfung finden Sie unter http://www.signaturpruefung.gv.at




